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Zur Diskussion

einer soliden wirtschaftlichen Basis
festigen. Die ostdeutschen Innenstäd-
te werden ihre Anziehungskraft und
Lebendigkeit nur wieder gewinnen
können, wenn es gelingt, die wirt-
schaftlichen Probleme zu lösen und
damit den Menschen eine Perspekti-
ve zu geben.

2. Um die Vitalität der Stadtzentren
ist es in den neuen Bundesländern
in vielen Fällen schlecht bestellt. Ihr
ökonomisches Hauptproblem liegt in
der Schwäche ihres Einzelhandels,
der sich nicht so schnell von der so-
zialistischen Versorgungsgesellschaft
auf die Ansprüche der marktwirt-
schaftlichen Konsumgesellschaft
umzustellen vermochte, daß er dem
massiven Kaufkraftabfluß zu den ab
1990 auf der “Grünen Wiese” ent-
standenen Einkaufszentren hätte ent-
gegenwirken können. Das spiegelt
sich auch in den Verkaufsflächen-
anteilen: von der Verkaufsfläche je
Einwohner in den alten Bundeslän-
dern befinden sich 25 % in solchen
Einkaufszentren, in den neuen Bun-
desländern dagegen über 60 %. Der
Handel in den neuen Ländern ist in
seiner Entwicklung schnell vorange-
kommen, aber die Entwicklung der
Wendezeit hat ihn an raumordnerisch
und entwicklungspolitisch falsche
Standorte gedrängt. Mit der Wäh-
rungs- und Wirtschaftsunion wollten
die Bürger der DDR schnell an dem
umfassenden Warenangebot des We-
stens teilhaben, und die Unterneh-
men des Westens wollten sich ihre
Marktanteile an dem neuen Markt
von 16 Mio. Menschen sichern. Da-
für boten die Ladenflächen in den
Innenstädten keinen Raum. Das glei-
che gilt für alle innenstadttypischen
Dienstleistungsbereiche. Von den
Verbrauchern werden diese Zentren
auf der “Grünen Wiese” angenom-
men.

3. Daraus folgt das dringende Gebot
einer wirtschaftlichen Förderung
der Stadtkerne in den neuen Bun-
desländern. Sie muß breit angelegt

und neue Dienstleistungen haben sich
nach der Wende nicht in den Innenstäd-
ten, wo sie hingehören, angesiedelt, son-
dern außerhalb, z.T. auf der “Grünen
Wiese”. Der Verfall hat einen Grad er-
reicht, den es in dieser Größenordnung in
den alten Ländern nie gegeben hat. Die
Infrastruktur ist zerschlissen und ersatz-
bedürftig. Hier sind integrierte Program-
me erforderlich, wenn die ostdeutschen
Innenstädte wieder die ihnen zukommen-
den Funktionen erfüllen sollen.

Um die Standortbedingungen für Inve-
stitionen der Dienstleistungsbranchen in
innerstädtischen Bereichen zu verbessern,
bedarf es eines ganzen Bündels von Maß-
nahmen. Zunächst gilt es die Investitions-
hemmnisse abzubauen. Dazu bedarf es
der Aktivität der Städte und der Geschäfts-
leute vor Ort. Allerdings kann die Heraus-
bildung eines leistungs- und wettbewerbs-
fähigen Handelsnetzes und Dienstlei-
stungsangebots nur das Ergebnis eines
Marktprozesses sein. Aufgrund der Kon-
sumentensouveränität sind dabei die Prä-
ferenzen der Verbraucher maßgeblich.

Besondere Bedeutung kommt dabei
der innenstädtischen Verkehrspolitik, d.h.
die Verbesserung der Erreichbarkeit zu.
In Städten mit einem bedeutenden Be-
stand an historischer Bausubstanz ist der
Denkmalschutz zur Erhaltung der Stadt-
struktur und schützenswerter Gebäude von
ebenso großer Wichtigkeit.

Wie sehr sich die Entwicklungen in
Ost- und Westdeutschland unterscheiden,
bitten wir der Anlage zu entnehmen.

1. Das durch die Verfassung gebotene
Ziel gleichwertiger Lebensverhält-
nisse ist für die neuen Bundesländer
noch nicht erreicht. Eine wesentli-
che Voraussetzung für eine Erhö-
hung der Lebensqualität ist neben der
wirtschaftlichen Sicherung die Stär-
kung der Orts- und Heimatverbun-
denheit. Sie ist, wie viele Erfahrun-
gen zeigen, eng mit der spezifischen
Prägung, der Unverwechselbarkeit
und der Vitalität der städtischen –
auch der kleinstädtischen – Zentren
verknüpft. Sie kann sich aber nur auf

Einführung
Das Deutsche Seminar für Städtebau und
Wirtschaft (DSSW) wurde 1993 als In-
itiative der Bundesregierung und der deut-
schen Wirtschaft mit der Aufgabe ge-
gründet, die Revitalisierung der Innen-
städte in den neuen Bundesländern zu
unterstützen.

Die praktische Arbeit, die das DSSW
in den Städten vor Ort leistet, wird auf
wissenschaftlicher Ebene durch einen
Wissenschaftlichen Beirat begleitet. Der
Beirat ist besetzt mit Vertretern wissen-
schaftlicher Institute aus den alten und
neuen Bundesländern, die sich mit den
Themenbereichen Städtebau und Wirt-
schaft auseinandersetzen. In etwa halb-
jährlichem Turnus treffen die Mitglieder
unter Leitung des Präsidenten der Akade-
mie für Raumforschung und Landespla-
nung a.D., Dr. Hans-Jürgen von der Hei-
de, zusammen, um die praktischen Erfah-
rungen des DSSW zu verarbeiten und
Empfehlungen für das weitere Vorgehen
zu diskutieren. Mit den Thesen zur Revi-
talisierung der ostdeutschen Innenstädte
legt der Wissenschaftliche Beirats des
DSSW eine Zwischenbilanz der bisheri-
gen Erfahrungen aus seiner Sicht vor.

Thesen
Die Revitalisierung ostdeutscher Innen-
städte ist eine Aufgabe von außerordent-
licher Komplexität. Sie berührt alle Le-
bensbereiche menschlichen Daseins, sie
berührt die Hauptlebensbereiche des
Menschen: Wohnen, arbeiten, verkehren,
sich bilden, sich erholen. Soll sie Erfolg
haben, müssen alle zusammenwirken: die
Städte, das Land, der Bund, die Wirt-
schaft und die gesellschaftlichen Kräfte.
Angesprochen sind im politischen Be-
reich vor allem die Wirtschaftspolitik,
die Regionalpolitik, die Raumordnung,
der Städtebau, die Verkehrspolitik, die
Wohnungspolitik, die Rechtspolitik (zur
Klärung noch offener Vermögensfragen),
die öffentliche Ordnung und Sicherheit,
aber auch die Umweltpolitik.

Die Revitalisierung in ostdeutschen
Innenstädten unterscheidet sich von der
in westdeutschen dramatisch. Der Handel

Die Revitalisierung ostdeutscher Innenstädte
Thesen des Wissenschaftlichen Beirates des DSSW (mit Anlage)
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sein und auch diejenigen Elemente
einbeziehen, die den Vorzug des in-
nerstädtischen Einkaufsbereichs ge-
genüber den Zentren am Stadtrand
oder im Umland ausmachen: die
Verknüpfung mit dem durch die
Zeugnisse der Stadtkultur geprägten
öffentlichen Raum, mit städtischer
Wohnnutzung und mit öffentlichen
Einrichtungen. Dabei galt es, die
spezifischen Qualitäten der Sied-
lungsstruktur in den neuen Bundes-
ländern zu erkennen, der Politik so-
wie der Öffentlichkeit bewußt zu
machen und zu sichern. Zu ihnen
gehören der Reichtum an historischer
Bausubstanz und das (noch) geringe
Maß an Suburbanisierung.

4. Wenn das innerstädtische Wohnen
zur Zeit auch kaum durch die in den
alten Bundesländern bekannten Ver-
drängungsprozesse bedroht ist, so
doch durch Entleerungsvorgänge
zugunsten vorstädtischer Entwick-
lungen. Dieser Gefahr muß durch
eine gezielte Aufwertung der inner-
städtischen Wohnsituation, durch
Wohnumfeldverbesserung und durch
die Anpassung der Wohnungen an
eine veränderte Nachfrage begegnet
werden. Die dafür geschaffenen För-
dermöglichkeiten müssen fortgesetzt
werden. Das gilt sowohl für die Alt-
bausubstanz wie auch für industriell
gefertigte Bauten (Plattenbauweise).

5. Für den Standortwettbewerb ist es
wichtig, daß das Flächenpotential
der Innenstädte auch tatsächlich
aktiviert werden kann. Hindernisse
stellen einerseits noch ungeklärte
Eigentumsfragen dar. Der Verfall
von Gebäuden geht in der Regel
weiter, solange unklar ist, wem sie
endgültig gehören werden. Anderer-
seits gibt es Fälle, in denen den
Eigentümern zurückerstatteter Ge-
bäude die Möglichkeit - oder die
Bereitschaft - fehlt, die notwendige
Sanierung oder Modernisierung in
Angriff zu nehmen. Hier müssen
dringend Anreize geschaffen werden,
um dem Verfall zu begegnen und
damit die städtebauliche Ordnung
und Anziehungskraft des Stadtkerns
zu fördern.

6. In den Innenstädten kommt mittel-
ständischen Betrieben aller Art
große Bedeutung zu. Sie sichern die
Lebendigkeit der Innenstadt und ge-
ben ihr Farbe. Sie garantieren die
Vielfalt des Angebots gegenüber des-

sen zunehmender Ubiquität in Kauf-
häusern und Supermärkten. Die all-
gemein - auch im Westen - zu beob-
achtende Tendenz der Investoren zu
größerem Grundstückszuschnitt kann
zu Lasten städtischer Vielfalt gehen
und zur unerwünschten “Privatisie-
rung des öffentlichen Raumes” bei-
tragen. Hier ist kritische Aufmerk-
samkeit geboten. Auch Dienstlei-
stungen wie Anwaltskanzleien,
Steuerberatungsbüros, Arztpraxen
sollten ihren Standort in der Innen-
stadt haben. Bei der im Vergleich
mit Westdeutschland dünnen Kapi-
taldecke in den neuen Ländern müs-
sen die Förderhilfen auf die dorti-
gen Rahmenbedingungen ausge-
richtet sein. Der Förderung von
Investitionen in Innenstädten sollte
Vorrang eingeräumt werden. Mit der
10 %igen Investitionszulage für den
mittelständischen Handel im Rah-
men des Jahressteuergesetzes 1996
und der zusätzlichen Bedingung des
“innerstädtischen Standorts” ist ein
Hebel für die Investitionsförderung
für diesen Wirtschaftszweig geschaf-
fen worden. Darüber hinaus tragen
die Mittelstandsförderprogramme des
Bundes und der Länder wesentlich
zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der kleinen und mittleren
Unternehmen an innerstädtischen
Standorten bei.

7. Aus dem Vorangegangenen wird
deutlich, daß die städtebauliche Er-
neuerung eine Schlüsselrolle für die
Steigerung der Attraktivität in den
Innenstädten der neuen Bundesländer
spielt. Ohne umfangreiche finanzi-
elle staatliche Förderung werden hier
allerdings durchgreifende Verbesse-
rungen nicht möglich sein. Aus west-
deutschen Erfahrungen wissen wir,
daß die Aufwertung westdeutscher
Innenstädte nur im Zusammengehen
von privaten Investoren und dem
Einsatz umfangreicher öffentlicher
Fördermittel erreicht werden konn-
te. In diesem Zusammenhang gehört,
vor allem in historischen Altstädten,
auch der Denkmalschutz. Die Städ-
tebauprogramme des Bundes haben
wesentliche Hilfe zur Sanierung und
Erneuerung ostdeutscher Innenstäd-
te geleistet. Das gilt sowohl für das
Modellstadtprogramm als auch für
das Denkmalschutzprogramm. Ohne
diese Hilfen hatte der Erneuerungs-
prozeß nicht so schnell vorankom-

men können. Es war notwendig und
richtig, daß die große Masse der
Städtebaufördermittel in die neuen
Länder geflossen ist. Dies wird auch
in den nächsten Jahren noch notwen-
dig sein. Es ist zu begrüßen, daß sich
auch die Europäische Kommission
mit den URBAN-Programm an der
Revitalisierung ostdeutscher Innen-
städte beteiligt.

8. Von wesentlicher Bedeutung für den
wirtschaftlichen Aufstieg in den neu-
en Ländern sind die regionalwirt-
schaftlichen Hilfen, insbesondere
die der Gemeinschaftsaufgabe “Ver-
besserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur”. Welche bedeutsa-
men Wirkungen sich aus solchen
Hilfen ergeben können, belegt aus
den westdeutschen Erfahrungen die
frühere Zonenrandhilfe, also die Hil-
fe für den 40 km breiten Gebiets-
streifen an der ehemaligen innerdeut-
schen Grenze. Für eine Einwohner-
zahl, die deutlich über der Hälfte der
jetzigen Einwohnerzahl der neuen
Länder liegt, war es möglich, aus
ebenfalls äußerst ungünstigen wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen eine
Lebensqualität zu erreichen, die der
im übrigen Bundesgebiet entsprach.
Was dort möglich war, sollte auch
in den neuen Ländern erreichbar
sein, auch wenn dort die Ausgangs-
voraussetzungen noch schlechter
waren, als damals im Zonenrandge-
biet.
Es ist zu hoffen, daß die Förderung
aus der Gemeinschaftsaufgabe “Ver-
besserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur” langfristig konse-
quent fortgesetzt werden kann. Sie
hat schon bisher Hilfe im Rahmen
der Revitalisierung ostdeutscher In-
nenstädte leisten können. Die mit
dem 24. Rahmenplan in Kraft getre-
tene Neuregelung dieser Gemein-
schaftsaufgabe mit der Flexibilisie-
rung der Förderung wirtschaftsnaher
kommunaler Infrastrukturprojekte
und der Unterstützung regionaler
Entwicklungskonzepte wird sich po-
sitiv auf die Investitionstätigkeit in
ostdeutschen Städten auswirken.

9. Die Förderpolitik sollte verstärkt
flexibel und regionsspezifisch dif-
ferenziert ausgerichtet werden. Das
Anstoßen des Revitalisierungspro-
zesses ist eine verwaltungsuntypische
Querschnittsaufgabe, die Eigeninitia-
tive mit Verwaltungskenntnissen,
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Überzeugungskraft und Offenheit für
Bürgerwünsche, die Fähigkeit zur
Akquisition öffentlicher und priva-
ter Mittel sowie die Koordinierung
und fallweise Feinsteuerung verlangt.
Die Kommunalverwaltung, die in der
Regel auf Antrag oder Anweisung
tätig wird, ist dabei oft überfordert.
Hier müssen neue Wege gesucht
werden, etwa in Organisationsfor-
men, wie sie für das Stadtmarketing
oder das Regionalmarketing entwik-
kelt worden sind. Sie beugen der
Gefahr einer Zersplitterung der Kom-
petenzen vor, die letztlich die In-
nenstadtentwicklung lähmt. Zugleich
muß künftig die interkommunale Ko-
operation eine zentrale Rolle bei der
Schaffung einer ausgeglichenen
Struktur in den regionalen Teilräu-
men Ostdeutschlands spielen. Nur so
kann der langfristig bestehende
Handlungsbedarf in der zukünftigen
Siedlungsentwicklung raumverträg-
lich umgesetzt werden. Hier kommt
der Regionalplanung eine wichtige
Aufgabe bei der Entwicklung ge-
meinsamer Zielkonzepte zu. Ausbau
und Verbesserung der interkommu-
nalen Zusammenarbeit sind in Ost-
deutschland um so wichtiger, als die
Gemeindegebiete in den neuen Län-
dern noch überwiegend deutlich klei-
ner zugeschnitten sind als im We-
sten. Aus überörtlicher Sicht sinn-
volle Lösungen, insbesondere der
anzustrebende Ausgleich zwischen
den Innenstädten, dem Stadtrand und
der “Grünen Wiese”, werden deshalb
in den meisten Fällen nur grenzüber-
schreitend zu finden sein.

10. Entgegen dem Trend zur Anglei-
chung rechtlicher und administrati-
ver Regelungen wird eine gesonder-
te Förderung Ostdeutschlands bei
der Revitalisierung ostdeutscher
Innenstädte noch auf lange Sicht
notwendig bleiben. Die Ausgangs-
bedingungen für die Revitalisierung
ostdeutscher Innenstädte unterschei-
den sich grundlegend von denen in
den alten Ländern. Die Entwicklung
funktionsfähiger, leistungsstarker,
farbiger und abwechslungsreicher
Zentren der Städte wird noch lange,
vielleicht Jahrzehnte, dauern. Um so
größer ist die Notwendigkeit, eine
angepaßte Förderpolitik für die ost-
deutschen Bundesländer mit langem
Atem zu verfolgen. Eine langfristi-
ge Perspektive in der Förderpolitik

2. Wenn es dennoch heute eine Spezi-
fik der Städte und Siedlungsstruktu-
ren des östlichen Deutschland (ehe-
malige SBZ und DDR, heutige
“neue” Bundesländer) gibt, so kann
diese Spezifik ausschließlich in der
getrennten Entwicklung der beiden
Teile Deutschlands nach dem Zwei-
ten Weltkrieg begründet sein. Dabei
kann es sich einerseits um spezifi-
sche Entwicklungen handeln, die
nur im östlichen Deutschland erfolgt
sind. Andererseits kann die heutige
Spezifik auch durch spezifische
Entwicklungen des westlichen
Deutschland (“alte” Bundesländer)
hervorgerufen sein, die im östlichen
Deutschland nicht stattgefunden ha-
ben.

3. In diesem Rahmen waren bzw. sind
für die Entwicklung der Städte und
Siedlungsstrukturen des östlichen
Deutschland vor allem die folgen-
den Entwickungsprozesse bedeut-
sam:
• die seit mehr als fünf Jahrzehnten

insgesamt relativ gleichbleibende
Bevölkerungszahl der Städte des
östlichen Deutschland gegenüber
einem beträchtlichen Anwachsen
der Bevölkerungszahlen insgesamt
sowie insbesondere der Städte des
westlichen Deutschland,

• die geringere Wirtschaftskraft so-
wohl insgesamt als auch pro Kopf
der Bevölkerung im östlichen
Deutschland, die ihren Nieder-
schlag in entsprechend geringeren
und langsameren Investitionen für
den Städtebau und den städtischen
Verkehr gefunden haben,

• die kaum eingeschränkte Verfü-
gungsgewalt des Staates über die
Nutzung der städtischen Flächen im
östlichen Deutschland, die vor al-
lem beim Wiederaufbau der stark
kriegszerstörten Städte sowie bei
den (wenigen) Neubaustädten zu
völlig andersartigen Stadtstrukturen
als im früheren Deutschland und
im heutigen westlichen Deutsch-
land geführt haben: als Beispiele
seien einerseits Schwedt und Ei-
senhüttenstadt genannt,

• die einseitige Bevorzugung des
Neubaus gegenüber der bestehen-
den Bausubstanz im östlichen
Deutschland, die ihren konzentrier-
testen Ausdruck in dem auf Groß-
standorte ausgerichteten Woh-
nungsbauprogramm der DDR ge-

ist unerläßlich, wenn die bestehen-
den Probleme und Ungleichheiten
nicht auf unabsehbare Zeit zemen-
tiert werden sollen. Zu helfen, diese
Perspektive zu finden, ist eine wich-
tige Aufgabe auch des DSSW. Es
soll und kann die allgemeine Platt-
formfunktion, die der Deutsche Ver-
band für Wohnungswesen, Städtebau
und Raumordnung seit Jahrzehnten
ausübt, auf diesem schmalen Teil-
bereich der Revitalisierung ostdeut-
scher Innenstädte vertiefen und die
unterschiedlichen Kräfte in Politik,
Verwaltung aller Ebenen, Wirtschaft,
Arbeitnehmer, Kreditwesen, Kultur
und Gesellschaft zur Vereinheitli-
chung einer solchen Perspektive zu-
sammenführen.

Deutsches Seminar für Städtebau und
Wirtschaft im Deutschen Verband für
Wohnungswesen, Städtebau und
Raumordnung e.V.,
Ellerstraße 58,
53119 Bonn.

Anlage: Zur Spezifik der Städte und
Siedlungsstrukturen des östlichen
Deutschland
FRANK-DIETER GRIMM

Die erforderliche Revitalisierung der Städ-
te und Siedlungen des östlichen Deutsch-
land wird um so erfolgreicher sein, je
besser die bestehenden Strukturen be-
kannt sind und verstanden werden, vor
allem in ihrer Spezifik im Vergleich zu
denen in den alten Bundesländern.

1. Bis zum Jahre 1945 bildeten das da-
malige Mitteldeutschland und mitt-
lere Norddeutschland keine irgend-
wie geartete Einheit, die es signifi-
kant gegenüber den angrenzenden
Gebieten Deutschlands unterschieden
hätte. In der Regel war die innere
Heterogenität dieses 1945 zufällig zu
einem neuen Ganzen zusammenge-
schlossenen Raumes größer als die
Unterschiedlichkeit zu den jeweils
angrenzenden Räumen, ihren Städ-
ten und Siedlungsstrukturen. Bei-
spielsweise waren die Ähnlichkeiten
zwischen Thüringen und Franken
größer als zwischen Thüringen und
Brandenburg, zwischen Sachsen und
Schlesien größer als zwischen Sach-
sen und Mecklenburg.
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funden hatte und zur Entstehung
von “Wohnstädten” wie Berlin-
Marzahn, Leipzig-Grünau und Hal-
le-Neustadt bei gleichzeitigem Ver-
schleiß und Verfall der bestehen-
den Bausubstanz der Städte geführt
haben.

• die Konzentration des Wohnungs-
baus der DDR auf die Städte – und
in ihnen auf Großstandorte – bei
gleichzeitiger Unterbindung der
Ansätze für individuellen Woh-
nungsbau sowie generell für die
Suburbanisierung im Umfeld der
großen Städte; in gleicher Richtung
wirkte und wurde gezielt eingesetzt
die Bevorzugung des öffentlichen
Personennahverkehrs gegenüber
dem motorisierten Individualver-
kehr,

• die bevorzugte Förderung der
DDR-Hauptstadt Ost-Berlin sowie
einiger ausgewählter Städte im
Norden und Osten der ehemaligen
DDR (z.B. Neubrandenburg, Cott-
bus) und eine damit verbundene
relative und oft auch absolute Ver-
nachlässigung der älteren, traditio-
nellen Industrie- und Städteregio-
nen Sachsens, Thüringens und
Sachsen-Anhalts,

• die Entstehung sozialer Spezifika
der Städte des östlichen im Ver-
gleich zum westlichen Deutschland,
vor allem eine weitaus geringere
Segregation und das fast vollstän-
dige Fehlen ausländischer, nicht-
deutscher Stadtbewohner (mit
Ausnahme der mehr als eine halbe
Million zählenden sowjetischen
Streitkräfte und deren Familienan-
gehörigen, die in keiner Statistik
angeführt sind),

• die besonders weitgehende Ver-
nachlässigung der zahlreichen hi-
storisch gewachsenen Kleinstädte
des östlichen Deutschland, die nicht
zu Kreisstädten geworden waren
und nur noch schwindende Funk-
tionen als Kleinzentren im ländli-
chen Raum wahrzunehmen hatten,

· die funktionale und bauliche Kon-
zentration im ländlichen Raum und
ländlichen Siedlungsnetz des östli-
chen Deutschland auf diejenigen
Dörfer, die sich als Sitz der großen
Landwirtschaftsbetriebe durchge-
setzt hatten (LPG, Staatsgüter) und
in zunehmendem Maße die bishe-
rige Rolle von Klein- und Land-
städten übernahmen: bei gleichzei-

tigem Bedeutungsrückgang der
weitaus größeren Anzahl der Dör-
fer und ländlichen Kleinsiedlungen,
in denen infolge der Konzentration
der Landwirtschaft keine Produk-
tionsfunktionen verblieben waren
(in einer sogenannten “Siedlungs-
kategorie 7” waren diejenigen
Kleinsiedlungen zusammengestellt
worden, die in der Zukunft aufge-
geben werden sollten),

• der seit 1990 in vielen Städten hek-
tisch ablaufende Nachholprozeß der
marktwirtschaftlich bedingten Kon-
zentration der Dienstleistungssphä-
re in den Stadtzentren sowie der in
großem Maßstab einsetzende Sub-
urbanisierungsprozeß im Umfeld
der großen Städte, der im östlichen
im Unterschied zum westlichen
Deutschland vorrangig von großen,
auf der “grünen Wiese” errichteten
Einkaufsmärkten bestimmt wird,
die durch ihre oft gigantische Grö-
ßenordnung eine Gefährdung für
den Revitalisierungsprozeß der In-
nenstädte darstellen.

4. Das Städtenetz des östlichen Deutsch-
land insgesamt ist im Ergebnis der
mehr als 40-jährigen DDR-Entwick-
lung nicht wesentlich verändert wor-
den. Die bereits vorher bestimmte
Zweiteilung in den dichtbevölkerten
Süden (Sachsen, südliches Sachsen-
Anhalt, Thüringen) und das mittlere
Norddeutschland (gemäß DDR-Ter-
minologie; Nord- und Mittelbezirke)
mit seinen inselhaften Großstadt-
standorten (vor allem Berlin) blieb
bestehen. Südlich etwa der Linie
Magdeburg-Wittenberg-Riesa-Cott-
bus besteht im östlichen Deutschland
ein intern eng verflochtenes Städte-
agglomerat mit Konzentrations-
räumen um Leipzig/Halle, Chemnitz/
Zwickau und Dresden, nördlich da-
von blieb ein dem Christaller’schen
Zentralortschema gemäßes Netz der
Zentren verschiedener hierarchischer
Ebene erhalten. In der Städtehierar-
chie der DDR konnten anfangs eini-
ge Industriestandorte wie Hoyers-
werda aufsteigen, für die spätere
Städteentwicklung wurde die bevor-
zugte staatliche Förderung der poli-
tisch-administrativen Zentren auf al-
len hierarchischen Ebenen zuneh-
mend wirksam, d.h. von Ost-Berlin
zuungunsten von Leipzig und Dres-
den, von Suhl zuungunsten von Mei-
ningen usw.

5. Die einzelnen Städte des östlichen
Deutschland wiesen in sehr unter-
schiedlichem Maße die Ergebnisse
des mehr als 40-jährigen Überprä-
gung durch die DDR-Epoche auf, so
daß es nur unter sehr eingeschränk-
ten Aspekten gerechtfertigt ist, von
der typischen Stadt der ehemaligen
DDR bzw. des östlichen Deutschland
zu sprechen. Auffälligste Charakte-
ristika dieser Städte sind die großen
Neubau-Wohnareale an den Stadt-
rändern und der selbst heute noch
bedenkliche Zustand der Bausub-
stanz in dem älteren (d.h. vor 1945
bebauten) Stadtterritorium. Die bei
letzterem in den wenigen Jahren seit
1990 erreichten eindrucksvollen bau-
lichen Verbesserungen lassen zu-
nächst häufig die Schäbigkeit der zu
DDR-Zeiten vernachlässigten und
bisher noch nicht rekonstrukturier-
ten Bauwerke noch auffälliger zu-
tage treten. Erhebliche Fortschritte
verzeichnen die Zentren der größten
Städte, z.B. Leipzig. Sowohl im Ver-
gleich von Stadt zu Stadt als auch
innerhalb der einzelnen Städte von
Stadtviertel zu Stadtviertel entsteht
eine zunehmende Polarisierung zwi-
schen den “Aufsteigern” (z.B. Leip-
zig, Jena) und den leider noch zahl-
reichen stagnierenden Städten (ana-
log: Stadtvierteln). Von Jahr zu Jahr
deutlicher werden Anzeichen einer
zunehmenden Wohnsuburbanisie-
rung erkennbar.
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